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800 Euro Geldstrafe für Volksverhetzung
gegen Grünen-Politik in Erkelenz

42-Jähriger wegen Volksverhetzung verurteilt: 800 Euro
Strafe für Vergleich der Grünen mit Nazis auf Facebook.

Urteil noch nicht rechtskräftig.

Verurteilung wegen Volksverhetzung: Eine
Analyse der Auswirkungen auf die
Gemeinschaft

Am Donnerstag, den 27. Juni 2023, fand vor dem Amtsgericht in
Erkelenz ein bemerkenswerter Prozess statt. Ein 42-jähriger
Mann wurde wegen Volksverhetzung zu einer Geldstrafe von
800 Euro verurteilt. Der Fall ist aufgrund der Art der
vorgebrachten Äußerungen und der Reaktionen in der
Gemeinschaft besonders relevant.

Der Vorfall und die Beteiligten



Der Angeklagte, dessen Name aus Datenschutzgründen nicht
veröffentlicht wurde, hatte Beiträge auf seiner Facebook-Seite
veröffentlicht, in denen er das Handeln der Grünen Partei mit
dem Nationalsozialismus verglich. In einem der beanstandeten
Beiträge wurde ein Sticker gezeigt, der einen grünen
Reichsadler und die Aufschrift „Der Nazi von heute ist nicht
braun, sondern grün“ enthielt. Ein weiteres Posting
kommentierte das „Grüne Reich“ und behauptete, dessen
„Holocaust sei der Mord am eigenen Volk“. Diese Äußerungen
führten zu der Anklage der Volksverhetzung.

Warum der Fall von Bedeutung ist

Dieser Fall wirft wichtige Fragen über die Nutzung von sozialen
Medien und die Verbreitung von Hassreden auf. Die Sprachwahl
des Angeklagten, die auf die Verharmlosung des Völkermordes
der Nationalsozialisten abzielte, wurde vom Gericht scharf
verurteilt. Der Vorsitzende Richter bezeichnete die Äußerungen
als „reine Diffamierung“ und erklärte, dass solche Beiträge den
Hass gegen Teile der Bevölkerung schüren würden.

Medizinische und soziale Hintergründe des
Angeklagten

Während des Prozesses wurde bekannt, dass der Angeklagte
unter chronischen Schmerzen leidet und starke Schmerzmittel
einnimmt. Ein psychologisches Gutachten bestätigte, dass er an
einer Aufmerksamkeits- und Persönlichkeitsstörung leide, was
seine Schuldfähigkeit minderte. Der Mann lebt bei seiner Mutter,
hat keine Berufsausbildung und ist aufgrund seiner
gesundheitlichen Probleme nicht arbeitsfähig. Diese Faktoren
wurden bei der Urteilsfindung berücksichtigt.

Gerichtsverfahren und Urteil

Die Staatsanwaltschaft forderte eine Geldstrafe von 40
Tagessätzen zu je 20 Euro, begründete dies aber mit der



Tatsache, dass der Angeklagte keine nachhaltige Gesinnung
zeige, nicht vorbestraft sei und während des Prozesses
aufrichtig Reue gezeigt habe. Trotz der Verteidigung, die auf
Freispruch plädierte, folgte das Gericht dem Antrag der
Staatsanwaltschaft. Das Urteil ist allerdings noch nicht
rechtskräftig.

Präventive Maßnahmen für die Zukunft

Dieser Fall wirft die Frage auf, wie solche Vorfälle in der Zukunft
verhindert werden können. Zunächst könnten strengere
Maßnahmen zur Überwachung von Hassreden in sozialen Medien
etabliert werden. Plattformen wie Facebook könnten verpflichtet
werden, Inhalte strikter zu moderieren und härter gegen
diffamierende Beiträge vorzugehen.

Darüber hinaus könnte die Politik präventiv tätig werden, indem
sie Bildungsprogramme unterstützt, die auf die Vermittlung von
Medienkompetenz und das Verständnis für historische
Sensibilität abzielen. Ein besseres Bewusstsein in der
Bevölkerung könnte helfen, die Verbreitung von Hass und
Ignoranz zu verhindern.

Abschließend ist es wichtig zu betonen, dass der Schutz vor
Hassreden und die historische Aufklärung zentrale Pfeiler einer
friedlichen und aufgeklärten Gesellschaft darstellen. Die
Regierung und die Politik sind in der Verantwortung,
Maßnahmen zu ergreifen, die sowohl die Prävention als auch die
rechtliche Aufarbeitung solcher Fälle sicherstellen.
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Details

https://nachrichten.ag/
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